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1. INTERNATIONALE FINANZBEZIEHUNGEN* 
D AS VERSCHLECHTERTE WIRTSCHAFTUCHE INTERNATIONALE UMFELD beeinträch-tigte im Jahre 2001 die Wachstumsmöglichkeiten der Entwicklungsländer in beträchtlichem Ausmass. Die Bretton-Woods-Institutionen reduzierten ihre Wachstumsprognosen. Die Neigung der Investoren nach sicheren Anlagen 
führte zu einem verminderten Kapitalfluss in die Entwicklungsländer und erhöhte 
deren Kapitalkosten. Die Entschuldungsmassnahmen für ärmste Länder wurden 
fortgeführt. Wichtige Elemente der internationalen Finanzarchitektur wie der Ein-
bezug des privaten Sektors wurden im Berichtsjahr nicht realisiert. 
1.1. FINANZFLÜSSE IN ENTWICKLUNGS- UND TRANSITIONSLÄNDER 
Das wirtschaftliche Umfeld für den Kapitalfluss in Entwicklungsländer war im 
Jahre 2001 wenig verheissungsvoll. Zum ersten Mal in den drei letzten Jahrzehn-
ten mussten alle drei hochindustrialisierten Wirtschaftsregionen gleichzeitig 
einen Wirtschaftsabschwung hinnehmen. Der Nettoressourcenzufluss in die Ent-
wicklungsländer wurde nach der Erholung in den Vorjahren erneut rückläufig. 
Der Trend zu erneut rückläufigem Nettoressourcentransfer in die Entwicklungs-
länder hat verschiedene Ursachen. Der zyklische Abschwung der globalen Wirt-
schaft führte insbesondere für die südostasiatischen Schwellenländer zu einem 
Rückgang ihrer Exporterlöse. Die Rohstoffpreise sanken. Drohende Finanzkri-
sen in einigen wichtigen Schwellenländern (Argentinien, Türkei) und die 
Anschläge vom 11. September 2001 verstärkten die Unsicherheiten auf den glo-
balen Finanzmärkten. Die Investoren suchten vermehrt sichere Anlagen. Dies 
erhöhte die Kapitalkosten für Entwicklungsländer. Die Weltbank weist für das 
Jahr 2000 noch um 30 Milliarden Dollar auf insgesamt 295,8 Milliarden Dollar 
steigende Kapitalflüsse aus 1 (vgl. Tabelle 1). Im Jahre 2001 sind laut Prognosen 
und provisorischen Angaben die gesamten Kapitalflüsse rückläufig. 
• Öffentliche Entwicklungshilfe: weiterhin rückläufig 
Gegenüber dm Vorjahr deutlich rückläufige Zahlen für das Jahr 2000 weist die 
Weltbank für die öffentlichen Finanzleistungen aus. Die konzessioneilen Mittel 
(Kredite und Geschenke) verzeichneten zwar nur einen Rückgang um 0,8 Milli-
arden Dollar. Hingegen wurden 3 Milliarden Dollar nicht-konzessionelle Kredite 
mehr zurückbezahlt als neu ausbezahlt (Tabelle 1). 
*  J S D W 2002, für OECD-Zahlen vgl. Kapitel 7 und 8 Teil «Jahresübersicht» und Statistischer Teil. 
* Von Bruno Gurtner: Ökonom, Bern, bei der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für 
alle/Helvetas/Caritas, zuständig für den Bereich Internationale Finanzbeziehungen. 
I. WB, Global Development Finance 2001. Building Coalitions for Effective Development Finance, 
Washington, 2001 <www.worldbank.org/prospects/gdf2001>. Da die OECD die üblicherweise mit-
tels Pressemitteilung vorzeitig publizierten Zahlen über den Nettokapitalstrom in Entwicklungsländer 
erst mit dem im Frühjahr 2002 erscheinenden Jahresbericht publiziert, verwenden wir hier im Gegen-












Der vom IWF publizierte Bericht über die öffentliche bilaterale und multilaterale 
Entwicklungsfinanzierung für die Jahre 1997 bis 1999 verdeutlicht die Rolle der 
öffentlichen Leistungen während der Finanzkrisen in Asien 2 . Die multilateralen, 
nicht-konzessionellen Ausleihungen an Länder mit mittleren Einkommen waren 
vorübergehend drastisch angestiegen. Stark rückläufig waren öffentlich garan-
tierte Exportkredite, während die öffentliche Entwicklungshilfe der OECD-Län-
der bloss minimal von 0,22 auf 0,24 Prozent des BSP stieg. Darin eingeschlos-
sen sind auch erhöhte Leistungen für die Entschuldung der ärmsten Länder im 
Rahmen der HIPC-Initiative. 
Tabelle 1 : Langfristige Kapitalflüsse in Entwicklungsländer 
(in Mrd . $, zu laufenden Preisen) 
1996 1997 1998 1999 2000 
Öffentliche Entwicklungsfinanzierung 31.9 42.8 54.6 45.3 36.5 
- Konzessionen 39.7 35.6 38.4 40.3 39.5 
- Nicht-konzessionelle Kredite -7 .8 7.2 16.2 5.0 - 3 . 0 
Private Kapitalflüsse 279 5 300.5 280.9 216.2 250.9 
- Bankkredite 33.7 45.2 50.0 -24 .6 0.7 
- Bonds 62.5 49.0 40.9 25.4 30.3 
- Andere 2.4 2.7 - 3 . 0 -1 .6 0.3 
- Portfolio 49.2 30.2 15.6 34.5 47.9 
- Direkte Auslandsinvestitionen 131.5 172.6 176.8 185.4 178.0 
Total 311.2 342.6 334.9 264.5 295.8 
Quelle; WS, Global Development Finance 2001. Vol. 1, S. 36. Ein gemeinsam von IWF/Weltbank zuhanden des Entwicklungsaus-
schusses publiziertes Papier enthält zudem im Anhang eine Tabelle mit dem jährlichen Nettoressourcenfluss in die Entwicklungslän-
der bereits ab 1985: IMF/World Bank, Development Committee, Recent Trends in the Transfer of Resources to Developing Countries, 
DC/2001 -0022. Washington, August 2 1 , 2001 <www.worldbank.org>. 
• Private Kapitalflüsse: wieder negativer Trend 
Die von der Weltbank bei den Schuldnern erhobenen Zahlen für das Jahr 2000 
weisen noch eine Zunahme der gesamten privaten Kapitalflüsse aus. Bemer-
kenswert ist dabei, dass erstmals seit langem die direkten Auslandsinvestitionen 
rückläufig waren (Tabelle 1). 
Der Trend weist jedoch für die gesamten privaten Flüsse auf eine Abschwächung 
hin. Die Weltbank erwartet für das Jahr 2001 noch einen privaten Kapitalfluss in 
Entwicklungsländer von 160 Milliarden Dollar statt wie prognostiziert 240 Mil-
liarden 3. 
Verschiedene Studien verdeutlichen diese Entwicklung, so ein gemeinsam von 
IWF und Weltbank zuhanden des Entwicklungsausschusses herausgegebener 
Bericht (siehe oben) über jüngste Trends im Ressourcentransfer nach Entwick-
lungsländern 4 . Danach sollen im ersten Halbjahr 2001 die Kapitalflüsse in Ent-
wicklungsländer um einen Fünftel unter jenen der Vorjahresperiode liegen. Auch 
2. IMF. Offtcial Financing for Developing Countries, World Economic and Financial Surveys, Washing-
ton, 2001. 
3. WB, Poverty to Rise in Wake of Terrorist Attacks in USA, Development News, October 1, 2001 
<www.worldbank.org/developmentnews/stories/html/100101 a.htm> . 
4. IMF/World Bank, Development Committee, Recent Trends in the Transfer of Resources to Develo-
ping Countries, DC/2001-0022, Washington, August 21 , 2001 <www.wordlbank.org>. Vgl. auch: 
IMF, Emerging Market Financing, Quarlerly Report on Developments and Prospects, Washington, 
November 14, 2001 <www.imf.org/external/np/sec/nb/2001/nb01114.htm>, sowie BIZ, 71. Jahresbe-
richt, Basel, 11. Juni 2001 und BIZ-Quartalsbericht, September 2001, Basel. 
134 
das von den grossen privaten internationalen Geschäftsbanken getragene Insti-
tute ofInternational Finance (IIF) bestätigt diese Entwicklung 5 . Statt wie erwar-
tet 167 Milliarden Dollar sollen im Jahre 2001 schätzungsweise bloss 106 Milli-
arden Dollar in die vom IIF erfassten Schwellenländer fliessen. 
Diese kurzfristig schwierigen Bedingungen erachtet die Weltbank als vorüberge-
hende Erscheinung und bezeichnet die mittelfristigen Aussichten als anspre-
chend 6 . 
• Neue internationale Finanzordnung unvollendet 
Die Bestrebungen um die internationale Finanzordnung hielten an. Die 
Bemühungen zur Verbesserung von Transparenz und zur Durchsetzung globaler 
Standards wurden erfolgreich fortgesetzt. Der IWF schuf das International Capi-
tal Markets Department. Dieses überwacht intensiver mögliche Anfälligkeiten 
der Mitgliedsländer hinsichtlich drohender Finanzkrisen. Der IWF setzte auch 
ein konsultatives Organ mit Vertretern der privaten Banken ein. Das von IWF 
und Weltbank gemeinsam durchgeführte Programm zur Überprüfung der Finanz-
sektoren (Financial Sector Assessment Program, FASP) wurde auf 24 Länder 
ausgedehnt. Die Schweiz Hess ihren Finanzsektor im November 2001 überprü-
fen. Die Resultate werden mit der jährlichen Wirtschaftsprüfung im Frühjahr 
2002 veröffentlicht 7. 
HB JSDW 2001, S. 167. 
Über verbindliche Regeln für den Einbezug des privaten Sektors in der Krisen-
verhütung und Krisenbewältigung, die Durchsetzung eines Schulden-Moratori-
ums oder die Restrukturierung im Bonds-Bereich wurde diskutiert, aber nichts 
beschlossen. Die Schweiz unterstützte im IWF entsprechende Bemühungen 
erfolglos 8. Der IWF unterbreitete im November 2001 einen Vorschlag für einen 
neuen Anlauf für die Restrukturierung öffentlicher Schulden mit einem tem-
porären Moratorium im Schuldendienst und einer regulierten anschliessenden 
Umschuldung 9 . Auch die UNCTAD hatte in ihrem jährlichen Trade and Deve-
lopment Report ein Zahlungsmoratorium und andere Reformen gefordert 1 0. 
• Bekämpfung der Geldwäscherei 
Zu den weiteren Massnahmen zur Stärkung des internationalen Finanzsektors 
gehört auch die intensivere Überwachung von Offshore-Zentren für Kapital-
5. The Institute of International Finance, Capital Flows to Emerging Market Economies, Washington, 
September 20, 2001 <www.iif.com/press/>. 
6. WB, Global Economic Prospects 2002, Washington <www.worldbank.org/prospects/gep2002>. Im 
Hinblick auf die WTO-Ministerkonferenz vom November 2001 von Doha erschien dieser jährlich 
publizierte Bericht einige Monate früher als üblich. Vgl. auch: IMF, Internationa! Capital Markets. 
Development, Prospects, and Key Policy Issues, Washington, 2001 <www.imf.org/external/pubs/ 
ft/icm/2001 /01 /eng/index.htm>. 
7. Eidg. Finanzdepartement, Gespräche des IWF über die Stabilität des Schweizer Finanzsystems, 
Medienmitteilung vom 12.11.2001, Bern. 
8. IMF, Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz Republic, Poland, Switzerland, Tajikistan, Turk-
menistan, Uzbekistan, FR Yugoslavia, Activity Report 2001, S. 9ff, Washington, October 2001. 
9. IMF, International Financial Architecture for 2002: A New Approach to Sovereign Debt Restructu-
ring. Address by Anne Krueger, Washington, November 26, 2001 <www.imf.org/external/speeches/ 
2001/112601.htm> . 















transaktionen und die Bekämpfung der Geldwäscherei durch den IWF 1 1 . In der 
Geldwäscherei arbeitet der IWF eng mit dem bei der OECD angesiedelten 
Financial Action Task Force (FATF12) zusammen. Die Schweiz unterstützt dieses 
Vorgehen insoweit, als sich der IWF dabei vor allem auf die Frage konzentrieren 
soll, ob die relevanten Prinzipien für die Überwachung des Finanzsektors einge-
halten werden. Unter dem Eindruck der Anschläge vom 11. September 2001 ver-
stärkte der IWF seine Aktivitäten, um den Missbrauch von Geldtransaktionen 
durch wenig kontrollierte Kreditinstitute zu verhindern 1 3 . Frankreich und andere 
Länder drängten am Treffen des Währungs- und Finanzkomitees im November 
in Ottawa verstärkt darauf, auch die Steuerhinterziehung zu diskutieren, aller-
dings ohne dass dies im Abschlusscommunique erwähnt wird 1 4 . 
Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke veranstaltete im Oktober 2001 ein inter-
nationales Seminar zur Frage des globalen Steuerwettbewerbs, der internationa-
len Steuerhinterziehung sowie der Rolle der Schweiz und plädierte dabei für eine 
Regulierung der Offshore-Zentren. Die Schweiz müsse die einfache Steuerhin-
terziehung strafrechtlich verfolgen, um damit Voraussetzungen für internationale 
Rechtshilfe in Sachen Steuerhinterziehung zu schaffen 1 5. 
1.2. AUSSENVERSCHULDUNG 
Die gesamten langfristigen Schulden aller Entwicklungsländer sanken erstmals 
wieder ganz leicht. Die HIPC-Initiative wurde beschleunigt und vertieft sowie 
mit ländereigenen Armutsbekämpfungsprogrammen verbunden. Das schweizeri-
sche Entschuldungsprogramm wurde zehn Jahre nach seinem Start umfassend 
evaluiert. 
• Trends 
Die gesamten Schulden der Entwicklungs- und Transitionsländer sanken im 
Jahre 2000 gemäss Weltbank leicht um 36 Milliarden Dollar auf nunmehr 2528 
Milliarden Dollar (vgl. Tabelle 2 ) 1 6 . Die Schuldenindikatoren entwickelten sich 
regional und ländergruppenspezifisch unterschiedlich (vgl. Tabelle 3). Auffal-
lend ist die nach wie vor sehr hohe Belastung der schwer verschuldeten Länder 
sowohl mit tiefem wie mit mittlerem Einkommen. 
11. IMF, Offshore Financial Centres (OFCs): Note for the IMF Executive Board, Washington, June 29, 
2001 <www.imf.org/external/np/mae/ofshore/2001/eng/062901.htm>. 
12. <wwwl.oecd.org/fatf>. 
13. IMF, Intensified Fund Involvement in Anti-Money Laundering Work and Combating the Financing of 
Terrorism, Washington, November 5, 2001 <www.imf.org/external/np/mae/aml/2001/eng/110501. 
htm>. Vgl. ferner: IMF, Executive Director, Activity Report 2001, aaO. S. 12. 
14. IMF, Communiqué of the International Monetary and Financial Committee of the Board of Govern-
ors of the IMF, Press Release No 01/47, November 17, 2001 <www.imf.org/external/np/sec/pr/2001/ 
pr0147.htm>. 
15. Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für alle/Helvetas/Caritas, Steuerflucht und interna-
tionaler Steuerwettbewerb : Mitverantwortlich für die Armut in der Welt!, Dokument, Bern, Dezem-
ber 2001. Vgl. dazu auch die von der Arbeitsgemeinschaft herausgegebenen Publikationen global+ 
Nr. 2, Juli/August 2001 und Swiss Coalition News, No 27, July 2001 <www.swisscoalition.ch>. 
16. WB, Global Development Finance 2001, Vol. I, S. 246ff, Washington, May 2001. 
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Tabelle 2 : Die Gesamtverschuldung der Entwicklungs- und Transitionsländer 
1980,1990,1999 und 2000 (Mrd. S) 
1980 1990 1999 2000 
Langfristige Verschuldung 436 1180 2078 2061 
Davon öffentlich und öffentlich garantiert 365 1115 1542 1527 
- öffentliche Schulden 176 605 877 858 
. Mult i lateral 49 208 345 346 
. Bilateral 127 397 533 512 
- Private, öffentlich garantiert 189 510 665 669 
- Private, nicht garantiert 71 66 535 534 
IWF-Kredite 12 35 79 64 
Kurzfristige Kredite 139 245 407 402 
Gesamtverschuldung 587 1460 2564 2528 
Quelle: WB, Global Development Finance 2001, Vol. I, S. 246ff, Washington, 2001. 













Alle Länder 160.7 141.0 114.3 18.1 21.4 17.0 
Ostasien/Pazifik 108.4 95.5 74.8 15.7 15.8 10.8 
Europa/Zentralasien 143.8 114.4 18.0 14.6 
Lateinamerika/Karibik 254.5 208.4 172.6 24.4 41.6 35.7 
Mi t t l . Osten/Nordafrika 112.5 111.5 93.8 14.9 13.7 10.9 
Südasien 327.4 174.5 156.0 28.9 15.5 13.1 
Afrika südl. der Sahara 209.6 210.8 180.2 12.9 13.9 12.8 
Schwer verschuldete 
Länder mit t iefem 335.3 
Einkommen 
309.7 26.3 23.7 
Schwer verschuldete 
Länder mit mittlerem 387.1 
Einkommen 
423.1 29.8 80.7 
Quelle: Global Development Finance 2001, Vol. I, S. 246ff. Für Daten der einzelnen Länder ibid. Vol II. 
* D/EX = Verhältnis Schulden/Exporte von Gütern und Dienstleistungen: DS/EX = Verhältnis Schuldendienst/Exporte von Gütern und 
Dienstleistungen. 
• Die weitere Entwicklung der HIPC-Initiative und der Armutsstrategien 
In insgesamt 24 ärmsten, hochverschuldeten Ländern wurden bis November 2001 
die unter der erweiterten HIPC-Initiative vorgesehenen Entschuldungsmass-
nahmen durchgeführt. Im Durchschnitt wird für diese 24 Länder (davon 20 in 
Afrika) der Schuldendienst zwischen 2001 bis 2003 um 30 Prozent tiefer sein als 
der bezahlte Schuldendienst in den Jahren 1998 und 1999. Künftig soll ihr Schul-
dendienst durchschnittlich nur noch acht Prozent der Exporteinnahmen und zwölf 
Prozent der Staatseinnahmen betragen. Uganda, Bolivien, Mozambique und Tan-
sania haben den Completion Point erreicht 1 7. 
Mit den Massnahmen unter der erweiterten HIPC-Initiative sollen die Schulden 
der betroffenen Länder bereits am Decision Point nicht mehr höher sein als 150 
Prozent der Exporterlöse oder 250 Prozent der Staatseinnahmen. Am Decision 
17. IMF/WB, Heavily tndebted Poor Countries Initiative (HIPC): Status of Implementation, Washington, 
September 26 <www.imf.org/external/np/hipc/2001/092601.htm>. Vgl. auch: IMF, Debt Relieffor 
Poor Countries (HIPC): What Has Been Achieved, A Factshift, November 2001, <www.imf.org/ 
external/np/exr/facts/povdebt.htm>, ebenso wie die HIPC-Internetseite der Weltbank <http://world-















Point müssen die Länder bereits eine interimistische Armutsbekämpfungsstrate-
gie vorlegen. Eine definitive Armutsstrategie ist notwendig beim Completion 
Point. Darin wird auch festgelegt, wie die durch die Entschuldung frei werden-
den Mittel der sozialen Entwicklung zufliessen. 
Q J S D W 2 0 0 1 , S. 170ff.; J S D W 2000 , S. 131-134; J S D W 1998, S. 149. 
Im Durchschnitt werden die Sozialausgaben in den Jahren 2001/2002 um 45 Pro-
zent höher sein als im Jahre 1999. Der durchschnittliche Netto-Ressourcenzu-
fluss (Kredite plus Geschenke abzüglich Schuldendienst soll von 3,8 Milliarden 
Dollar in den Jahren 1998/99 auf 7,2 Milliarden steigen 1 8 . 
Während die multilateralen Institutionen und die nördlichen Regierungen diese 
Entwicklung als substantiellen Fortschritt preisen, wünschen die Entwicklungs-
länder ein rascheres Tempo und kritisieren die Nichtregierungsorganisationen die 
unzureichenden Auswirkungen und die Ausgestaltung der HIPC-Initiative. Einig 
sind sich die verschiedenen Akteure darin, dass die langfristige Schuldenbelast-
barkeit gesichert sein sollte. Was aber diese Debt Sustainability sein soll, und wie 
sie gemessen werden soll, ist Gegenstand heftiger Debatten 1 9 . Insbesondere nor-
damerikanische NRO verlangen von den multilateralen Institutionen eine hun-
dertprozentige Streichung der Schulden, was von der Weltbank wegen proble-
matischen Auswirkungen auf die Refinanzierung der IDA abgelehnt wird. 
Die Schweiz akzeptiert die von den BWI verlangte grössere Flexibilität in der 
Festsetzung des Decision Points, verlangt jedoch hohe Voraussetzungen für das 
Erreichen des Completion Points, auch wenn dies zu zeitlichen Verzögerungen 
führen würde. Die Schweiz zeigte sich besorgt über die Mängel in vielen betrof-
fenen Ländern, ihre staatlichen Ausgaben in genügender Weise auf die Armuts-
politik ausrichten zu können 2 0 . Die Anstrengungen für ein besseres Schuldenma-
nagement sowie für die Gestaltung der makroökonomischen und der 
Armutsbekämpfungspolitik müssen nach Ansicht der Schweiz verstärkt werden. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke kritisierte das Ungenügen der HIPC-
Initiative ebenfalls 2 1 . HIPC II sei ungenügend und nicht additioneil zur Entwick-
lungshilfe. 
• PRSP und Armutsstrategien 
Kernstück der Verbindung zwischen Entschuldung im Rahmen der erweiterten 
HIPC-Initiative und Armutsbekämpfung ist das Programm zur Reduktion der 
Armut (Poverty Reduction Strategy Program, PRSP). Bis im September 2001 
18. IMF/IDA, The Impact of Debt Reduction under the HIPC Initiative on Extetmal Debt Service and 
Social Expenditures, November 16, 2001 <www.imf.org/external/np/hipc/2001/impact/update/ 
111601 .htm> und WB, Financial Impact of the HIPC Initiative. First 23 Country Cases, Washington, 
October 2001 <www.woldbank.org/hipc/>. 
19. Vgl. IMF/IDA, Enhanced HIPC Initiative - Completion Point Considerations, Washington, August 
17, 2001 <www.imf.org/external/np/sec/pn/2001/pn01100.htm> und Eurodad, What Goes Down 
Might not Come Up, Brüssels, October 2001 <www.eurodad/org> stellvertretend für die umfangrei-
che Literatur. 
20. WB, Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz Republic, Poland, Switzerland, Tajikistan, Turk-
menistan, Uzbekistan, FR Yugoslavia, Annual Report to the Governors, Washington, September 2001. 
S. 14ff. and IMF, Executive Director, aaO. S. 15ff. 
21 . «Schweizerische Entschuldungspolitik für arme Länder: Zehn Jahre sind nicht genug». In: globale 
Nr. 1, April/Mai 2001, Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für alle/Helvetas/Caritas, 
Bern. Vgl. auch: Swiss Coalition News No 26, March/April 2001 <http://www.swisscoalition.ch> . 
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verfertigten 36 Länder Interims-PRSP. Sieben Länder haben bis Ende September 
2001 ihr volles PRSP erarbeitet 2 2 . Diese PRSP müssen mit breiter Beteiligung 
der Zivilgesellschaft, des privaten Sektors wie auch der Gebergemeinschaft erar-
beitet werden. Hauptfragen bleiben, inwieweit die einzelnen Länder in der Lage 
sind, partizipativ eigenständige Strategien ausarbeiten und durchführen zu kön-
nen. Offen bleibt, ob sie von den Gebern auch dann anerkannt werden, wenn sie 
deren Auffassungen widersprechen. Die Weltbank unterstützte mit Anpassungs-
krediten verschiedene Länder mit dem Ziel, das Management der Ausgabenpoli-
tik zu verbessern. Die Schweiz drückte dabei ihre Sorge aus, dass den Anpas-
sungskrediten im Vergleich zu den Investitionskrediten für Programme und 
Projekte ein zu grosses Gewicht zukomme 2 3 . 
Im August 2001 starteten IWF und Weltbank eine umfangreiche Konsultation zu 
den PRSP mit offener externer Partizipation. Sowohl Inhalt wie Prozess der Stra-
tegie sollen durchleuchtet werden. Resultate sollen bis zum Frühjahrstreffen 
2002 vorliegen 2 4 . 
Zur Umsetzung des letztjährigen World Development Report über die Armuts-
bekämpfung erliess die Weltbank zudem einen Aktionsplan. Danach sollen 
öffentliche Dienstleistungen besser auf die Armen ausgerichtet sein. Die Bank 
will sich verstärkt auf die Verletzbarsten ausrichten, die Märkte sollen besser für 
die Armen arbeiten. Der Schweizer Exekutivdirektor unterstützte diese Politik, 
bemängelte jedoch, dass diese teilweise zu wenig klar umgesetzt würde 2 5 . 
• Die Umschuldung öffentlicher Schulden (Pariser Klub) 
Der Pariser Klub traf im Jahr 2000 Vereinbarungen mit 15 Ländern über insge-
samt 31,7 Milliarden Dollar multilaterale Umschuldungen. Sieben dieser Länder 
sind HIPC-Länder, denen ein Schuldenerlass von mindestens 90 Prozent gewährt 
wurde 2 6 . Der Weltbankbericht Global Development Finance bietet einen zusam-
menfassenden Überblick über die Restrukturierung öffentlicher Schulden des 
vergangenen Jahres 2 7 . Der Pariser Klub selber hat aufgrund der früheren Kritiken 
neu eine eigene Website eingerichtet und publiziert nun laufend Dokumente über 
erfolgte Umschuldungsverhandlungen. Bis Mitte November 2001 wurden mit 15 
weitern Ländern Verhandlungen abgeschlossen 2 8 . 
Die Schweiz war im Jahre 2000 bei den konzessioneilen Konsolidierungen im 
Pariser Klub nicht betroffen, weil sie keine Guthaben gegenüber diesen Ländern 
mehr hatte. Aber sie nahm an den Verhandlungen mit Kenia (5 Mio. Fr.), Nige-
ria (270 Mio. Fr.) und Indonesien (170 Mio. Fr.) teil. Auf der Basis der früher 
ausgehandelten multilateralen Abkommen schloss die Schweiz im Jahre 2000 
bilaterale Abkommen mit Pakistan, Russland, Indonesien und Honduras ab 2 9 . 
22. IMF/WB, Poverty Reducüon Strategy Papers - Progress in Implementation, Washington, September 
14, 2001 <www.imf.org/external/np/prsp/2001/091401.htm>. Vgl. auch <http://poverty.worldbank. 
org/prsp/index>. 
23. WB, Executive Director, Annual Report 2001, aaO. S. 15. 
24. IMF/WB, Review of the Poverty Reducüon Strategy Paper, Washington, August 2001 <www. imf.org/ 
external/np/prsp/review/2001/ oder <www.worldbank.org/poverty/strategies/review/index/hat>. 
25. WB, Executive Director, Annual Report 2001, aaO. S. 20. 
26. ERG. Jahresbericht 2000, Zürich <www.swiss-erg.comAieberuns/jb/d/erg/6B00d.pdf>. 
27. WB, Global Development Finance 2001, aaO. Appendix 3, S. 171ff. 
28. Club de Paris/Paris Club, <www.clubdeparis.org/en/news>. 












Nationalrat Remo Gysin (SR BS) fragte in der Herbstsession 2001 (Fragestunde 
1.10.01), ob die anstehenden internationalen Umschuldungen von Jugoslawien und 
Pakistan durch die ERG finanziert würden, was Bundesrat Couchepin bejahte, 
soweit die Umschuldung nach den Regeln des Pariser Klubs abgewickelt würde 3 0 . 
• Umschuldung kommerzieller Schulden 
Im Jahre 2000 wurden 15 Abkommen zur Umschuldung kommerzieller Schulden 
von insgesamt 54,9 Milliarden Dollar abgeschlossen. Gestrichen wurden dabei 
Schulden im Ausmass von 18,2 Milliarden Dollar 3 1 . Im Oktober 2001 beteiligte 
sich die Schweiz an einem von der Weltbank-Tochter IDA (Internationale Ent-
wicklungsorganisation) initiierten internationalen Schuldenrückkauf von kom-
merziellen Schulden Honduras. Die Aktion reduzierte die kommerziellen Schul-
den Honduras um rund 38 Millionen Dollar. An den Kosten von schätzungsweise 
2,9 Milliarden Dollar beteiligte sich die Schweiz mit 1 Million Dollar 3 2 . 
• Das Schweizer Entschuldungsprogramm 
Das schweizerische Entschuldungsprogramm wurde im Jahre 2001 zehn Jahre 
alt. Aus diesem Anlass hatten die drei Hauptakteure des schweizerischen Ent-
schuldungsprogrammes, das seco, die DEZA sowie die Entschuldungsstelle der 
Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke eine unabhängige Evaluation in Auftrag 
gegeben. Fünf Expertenteams und eine Begleitgruppe stellten fest, dass die Pro-
grammziele weitgehend erreicht worden sind und internationale Auswirkungen 
gezeitigt haben. Besondere Aufmerksamkeit richtete der Evaluationsbericht auf 
die «kreative Komponente», die Gegenwertsfonds. Sie ermöglichten einen Dia-
log zwischen Regierung und Zivilgesellschaft und leisteten einen Beitrag zur 
Armutsbekämpfung 3 3 . 
Bis Ende 2001 waren von den insgesamt für Entschuldungsmassnahmen zur Ver-
fügung stehenden 514 Millionen Franken 493 Millionen verpflichtet. Im Jahre 
2001 leistete die Schweiz u.a. einen weiteren Beitrag von 24,5 Millionen Fran-
ken an den HIPC-Trust Fund. Die Schweiz unterstützte auch weiterhin das Pro-
gramm zur Stärkung der Fähigkeiten und Kapazitäten der Entwicklungsländer, 
ihre Schulden gut zu bewirtschaften (HIPC-Debt Management Capacity Pro-
gram des Debt Relief International). In dessen Rahmen beteiligte sich die 
Schweiz auch wieder an den Ministertreffen mit den HIPC-Staaten von London 
(Juni 2001) und Maputo (November 2001) 3 4 . 
30. Nationalrat, Amtliches Bulletin Herbstsession, Elfte Sitzung, 1.10.2001 </www.parlament.ch>. 
31 . WB, Global Development Finance 2001, aaO. Appendix 2, S. 153ff. 
32. seco, / Million US-Dollar zur Reduktion der kommerziellen Schulden von Honduras, Pressemittei-
lung vom 10. Oktober 2001 <www.seco-admin.ch/seco/PM.nsf>. 
33. seco, Das schweizerische Entschuldungsprogramm, Bern, 2001 <http://www.seco-admin.ch/seco/>. 
seco/Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke/DEZA, Das schweizerische Entschuldungsprogramm 1991-
2001. Über das bisher Erreichte. Perspektiven für die Zukunft, Bern, 2001 <www.swisscoalition.ch>. 
seco, Medienkonferenz «10 Jahre Entschuldung», 27.3.2001, Medienunterlagen, Bern, 2001 
<www.swisscoalition.ch>. Vgl. ferner: Swisscoalition News No 26, March/April 2001 aaO. und 
Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, globale, Nr. 1, April/Mai 2001 aaO. 
Im Weiteren: Kaufmann, Heinz, und German, Ivo, «Zehn Jahr schweizerische Entschuldungs-
politik». In: Die Volkswirtschaft. Das Magazin für Wirtschaftspolitik, Nr. 5-2001, Bern, S. 39ff. 
34. Debt Relief International, HIPC Debt Strategy, London <www.dri.org.uk> . 
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1.3. INTERNATIONALE INVESTITIONEN 
Im Jahre 2000 stiegen die ausländischen Direktinvestitionen weltweit auf ein 
Rekordniveau. Für das Jahr 2001 sagt die UNCTAD jedoch einen markanten 
Rückgang voraus. 
• Der UNCTAD-Weltinvestitionsbericht 2001 
Die ausländischen Direktinvestitionen stiegen im Jahre 2000 weltweit um 18 
Prozent auf 1271 Milliarden Dollar an. Auch die Entwicklungsländer verzeich-
neten insgesamt eine Steigerung um 18 Milliarden Dollar. Während jedoch Asien 
einen deutlichen Zufluss verzeichnete, sanken die Investitionsflüsse nach Afrika 
und Lateinamerika 3 5 . Damit reduzierte sich der Anteil der Entwicklungsländer an 
den globalen Investitionsströmen weiter (Tabelle 4). 
Tabelle 4: Ausländische Direktinvestitionen (FDI), 
nach Ländern und Regionen, 1998-2000, in Mi l l iarden Dollar 
Zufl iessende FDI Abfl iessende FDI 
Region/Land 1998 1999 2000 1998 1999 2000 
Industrieländer 483.0 829.0 1005.0 672.0 946.0 1046.0 
- Europa 273.0 485.0 633.0 475.0 761.0 820.0 
- Schweiz 8.9 11.3 9.3 18.8 36.0 39.6 
- Nordamerika 197.0 320.0 344.0 166.0 161.0 183.0 
- Japan 3.3 12.7 8.2 24.2 22.7 32.9 
Entwicklungsländer 188.0 222.0 240.0 33.0 66.0 
- Lateinamerika/Karibik 82.0 110.0 86.0 38.0 58.0 100.0 
- A s i e n 96.0 100.0 144.0 28.0 35.0 85.0 
- Südostasien 86.0 96.0 137.0 30.0 34.0 84.0 
- Osteuropa/Zentralasien 21.0 23.0 25.0 2.0 2.0 4.0 
- Afrika südl. der Sahara* 5.4 6.4 5.6 0.5 0.3 0.4 
- Nordafrika 2.3 2.5 2.6 0.4 0.3 0.4 
- Ä r m s t e Entwicklungsländer 3.7 5.2 4.4 0.4 0.2 0.2 
Total 693.0 1075.0 1270.0 712.0 1006.0 1150.0 
Quelle: UNCTAD, World Investment Report 2001, Table B.1/B.2, S. 291ff. 
"Ohne Südafrika. 
Hinweis: die Differenzen im Total zwischen zu- und abfliessenden FDI ergeben sich aus unterschiedlichen statistischen Erfassungs-
methoden. 
Treibend für die ausländischen Direktinvestitionen bleiben Übernahmen (Mer-
gers and acquisitions, M&A). Weil sich die Zahl der M&A im Jahre 2001 ange-
sichts des globalen Konjunkturrückganges deutlich verringerte, prognostizierte 
die UNCTAD um 40 Prozent rückläufige Investitionsflüsse auf weltweit insge-
samt noch 760 Milliarden Dollar. Für die Entwicklungsländer erwartet die UNC-
TAD einen Rückgang um 15 auf 240 Milliarden Dollar 3 6 . 
• Direktinvestitionen in und aus der Schweiz 
Nach UNCTAD-Zahlen (Tabelle 4) verzeichnete die Schweiz gegenüber dem 
Vorjahr einen leichten Rückgang im Zufluss ausländischer Investitionen in die 
Schweiz, steigerte aber ihre Auslandsinvestitionen weiter. 
35. UNCTAD, World Investment Report 2001. Promoting Linkages, New York and Geneva, 2001 
<www.unctad.org/wir>. 
















Die Schweizerische Nationalbank bestätigt mit ihren Zahlen 3 7 die UNCTAD hin-
sichtlich der schweizerischen Direktinvestitionen im Ausland, die im Jahre 2000 
um annähernd 16 Milliarden Franken auf nunmehr rund 70 Milliarden stiegen. 
Gemäss Nationalbank stiegen aber die ausländischen Direktinvestitionen in der 
Schweiz (Kapitalimporte) um 12 auf 29 Milliarden Franken an (Tabelle 5). 
Tabelle 5: Schweizerische Direktinvestitionen in Entwicklungs- und Schwel lenländern, 
1998-2000 (in Mio . Fr.) 
FDI Kapitalexporte Kapitalimporte 
Region 1998 1999 2000p 1998 1999 2000p 
Schwellenländer 6932 6244 1441 - 1 0 - 1 1 814 
- Lateinamerika 1 243 1295 1149 
- Asien 5689 4949 293 
Entwicklungsländer 4187 5614 9338 1211 158 333 
- Lateinamerika 3645 5343 8982 1255 109 322 
- A f r i k a 102 292 120 3 3 4 
- Asien 102 293 155 - 4 7 44 7 
Industrieländer 16900 38128 61247 97028 119674 131300 
Alle Länder 27209 49986 72 026 99101 121561 134001 
Quelle: Schweizerische Nationalbank, Zahlungsbilanz der Schweiz2000, Zürich, September 2001. 
p = provisorisch. 
1.4. DIE INTERNATIONALEN FINANZINSTITUTIONEN 
1.4.7 DER INTERNATIONALE WÄHRUNGSFONDS (IWF) 
Der IWF setzte seinen Reformprozess fort. An der Spitze des IWF kam es zu 
bedeutenden personellen Veränderungen. Die Kreditvergabe stieg leicht an. Die 
Bundesrepublik Jugoslawien wurde neues Mitglied der von der Schweiz geführ-
ten Stimmrechtsgruppe. 
• Leichte Erhöhung der Kreditvergabe 
Nach dem deutlichen Rückgang in der Kreditvergabe in den beiden letzten Jah-
ren stiegen die Ausleihungen des IWF wiederum leicht an auf 10,1 Milliarden 
Sonderziehungsrechte (SZR), halb soviel wie in den Krisenjahren. Hingegen 
sanken die neuen Kreditzusagen recht deutlich (Tabelle 6). Sie belaufen sich 
noch auf 14,3 Milliarden SZR (Vorjahr 23,6 Mrd. SZR) 3 8 . Die grössten Ver-
pflichtungen wurden gegenüber Argentinien und der Türkei eingegangen. Die 
Schweiz enthielt sich bei Argentinien der Stimme, stimmte hingegen bei der Tür-
kei trotz kritischen Vorbehalten der Kreditvergabe zu 3 9 . 
37. Schweizerische Nationalbank, Zahlungsbilanz der Schweiz 2000, Zürich, September 2001 <www. 
snb.chx Die Unterschiede zwischen UNCTAD- und SNB-Zahlen ergeben sich aus ungleichen Erhe-
bungs- und Klassifizierungsmethoden. 
38. IMF, Annual Report 2001, Making the Global Economy Work for All, Washington, 2001 <www.imf. 
org/external/pubs/ft/ar/2001/eng/index.htm>. 
39. IMF. Executive Director, Activity Report 2001, aaO. 
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Tabelle 6: Kreditvergabe des IWF, 1997-2001 (in Mrd. SZR, jewei len per 30.4.) 
1997 1998 1999 2000 2001 
Kreditzusagen 5.3 32.2 29.4 22.9 14.3 
Kreditauszahlungen 5.6 21.0 24.9 6.9 10.2 
Rückzahlungen 7.2 4.4 11.1 23.6 11.8 
Nettotransfer - 1 .6 16.6 13.8 -16.7 -1 .6 
Ausstehende Kredite 40.5 56.0 67.2 50.4 48.7 
Überfällige Verpflichtungen 2.2 2.3 2.3 2.3 2.2 
Zahl der Kreditverträge 60 60 56 58 80 
Quelle: IMF, Jahresbericht2001. 
• Fortsetzung der Reformen 
Der IWF setzte seine Reformmassnahmen fort 4 0 . Er verstärkte seine eigene 
Transparenz in der Berichterstattung über seine Geschäftstätigkeit und Ent-
scheidungen. Er hielt die Mitgliedsländer ebenfalls zu verbesserter Transpa-
renz in der Veröffentlichung von Wirtschaftsdaten an. Er schuf ein unabhängi-
ges Evaluationsbüro 4 1 . Der Schweizer Exekutivdirektor, Roberto Cippa, ist 
Vorsitzender des für die Evaluation zuständigen Ausschusses des Exekutivra-
tes. Der IWF will seine Arbeit vermehrt auf seine Kernaufgaben fokussieren, 
nämlich die Förderung der internationalen Finanzstabilität. Insbesondere soll 
mehr Gewicht darauf gelegt werden, Finanzkrisen in den Mitliedsländern zu 
vermeiden. 
* JSDW 2002, Abschnitt 1.1., «Neue internationale Finanzordnung unvollendet»; JSDW 2001, S. 167ff. 
und S. 178ff. 
Der IWF verstärkte seine Überwachungstätigkeit, rationalisierte seine Kreditpo-
litik und konzentrierte seine Konditionalität auf wenige makroökonomische 
Punkte. Im zweiten Halbjahr 2001 startete der IWF eine umfangreiche Konsul-
tation über die Konditionalität 4 2 . 
Nachdem im Vorjahr Horst Köhler den scheidenden Michel Camdessus als 
Geschäftsführender Direktor ersetzt hatte, verliessen mit Stanley Fisher (Erster 
Stellvertretender Geschäftsführender Direktor), Chefökonom Michael Mussa 
sowie mit Jack Boorman, Chef des Policy Development and Review Department, 
weitere Spitzenfunktionäre den IWF, die dessen Politik in den letzten Jahren 
stark mitgeprägt hatten. 
• Die Schweiz im IWF 
Die Schweizer Stimmrechtsgruppe wurde mit dem Beitritt Jugoslawiens um ein 
weiteres Land verstärkt. Die Schweiz und Norwegen gewährten einen Über-
brückungskredit von je 65 Millionen Dollar, der dann umgehend zurückbezahlt 
wurde, als Jugoslawien vom IWF einen Notkredit zugestanden erhielt. 
Die Schweizerische Nationalbank gewährte dem IWF ein Darlehen von rund 530 
Millionen Franken für die weitere Finanzierung der verbilligten Kreditvergabe 
40. IMF, Annual Report 2001, aaO. Die im Exekutivrat verabschiedeten Reformpapiere sind auf der Web-
site des IWF veröffentlicht. 
4 1 . IMF, Independent Evaluation Office, IEO <www.imf.org/external/np/ieo>. 
42. IMF, IMF Invites Comments on Streamlining Conditionality, News Brief No. 01/86, September 4, 















des IWF an ärmste Entwicklungsländer (PRGF-HIPC-Treuhandfonds des IWF). 
Der Bund garantiert der Nationalbank Verzinsung und Rückzahlung 4 3 . 
Schliesslich zahlte die Schweiz im Juli 2001 fünf Millionen Dollar zur Wieder-
auffüllung des Switzerland Technical Assistance Subaccount für technische Hilfe 
zugunsten der zentralasiatischen Länder ihrer Stimmrechtsgruppe. 
Eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe empfahl in einem Bericht verschiedene 
Massnahmen zur Stärkung der schweizerischen Stellung in den internationalen 
Finanzinstitutionen 4 4 , darunter Massnahmen zur Stärkung der Zusammenarbeit 
in der Stimmrechtsgruppe. Auch bilaterale Kontakte zu andern Ländern sollen 
intensiviert werden. 
Im Januar 2001 führte der IWF in der Schweiz die übliche jährliche Wirt-
schaftsprüfung gemäss Art. IV durch. Der entsprechende Bericht wurde im Mai 
veröffentlicht 4 5. Erneut bemängelte der IWF die mengenmässig ungenügende 
öffentliche Entwicklungszusammenarbeit. 
1.4.2 DIE WELTBANK 
Weltbank und IDA haben ihre Kreditzusagen im abgelaufenen Fiskaljahr erhöht 
und die Projektqualität gesteigert. Sie bekräftigte ihre Rolle gegenüber den Län-
dern mit mittlerem Einkommen. 
• Gesteigerte Kredittätigkeit 
IBRD und IDA erhöhten ihre Kreditzusagen im abgelaufenen Fiskaljahr um ins-
gesamt 2 Milliarden Dollar auf total 17.3 Milliarden, hauptsächlich durch gestei-
gerte IDA-Verpflichtungen (Tabelle 7). Lateinamerika und die Karibik erhielten 
mit 30 Prozent den grössten Anteil an den Ausleihungen, vor Afrika (20%) und 
Südasien (19%). Zur Finanzierung ihrer Projekte nahm die Weltbank auf den 
Finanzmärkten insgesamt 17 Milliarden Dollar auf. 
Tabelle 7: Ressourcenfluss der Weltbank 1998-2001 (in Mrd . S, jewei len per 30.6.) 
1998 1999 2000 2001 
We l tbank 
Kreditzusagen 21.1 22.2 10.9 10.5 
Auszahlungen 19.2 18.1 13.3 11.8 
Ausstehende Kredite 106.6 117.2 120.1 118.9 
IDA 
Kreditzusagen 7.5 6.8 4.4 6.8 
Auszahlungen 5.6 6.0 5.2 5.5 
Ausstehende Kredite 78.4 83.7 86.7 86.6 
Quelle: WB, Annual Report 2001, Washington, 2001 <www.worldbank.org/annualreport/2001>. 
43. EFD, Schweiz ermöglicht verbilligte IWF-Kredite an arme Entwicklungsländer. EFD-Medienmittei-
lung vom 21.2.2001 <www.efd.admin.ch/dok/presse/mm0201/iwf.htm>. 
44. EFD, Sicherung der Stellung der Schweiz in den internationalen Finanzinstitutionen, EFD-Medien-
mitteilung vom 15.6.2001 <www.efd.admin.ch/d/dok/presse/mm0601/iwf.htm>. 
45. IMF, Switzerland: 2001 Article IV Consultation. Staff Report; Staff Statement; Public Information 
Notice on the Executive Board Discussion; and Statement by the Authorities of Switzerland, Country 
Report No. 01/74 <www.imf.org/external/pubs/cat/longres.cfm?sk=4069.0>. 
144 
Weltbank und IDA beschlossen die Finanzierung von 91 respektive 134 neuen 
Projekten. Insgesamt führen sie derzeit 713 respektive 735 Projekte durch, deren 
Qualität nach Weltbankangaben erneut gestiegen sei. 
• Reformen und Kontroversen 
Die Weltbank steht einerseits unter Kritik konservativer Kreise, insbesondere 
seitens der USA, welche der Bank vorwarfen, den richtigen Weg für Wachstum 
und Produktivitätsfortschritt verlassen zu haben. Anderseits ist die Weltbank mit 
Protesten konfrontiert, die ihr vorwerfen, eine Agentin der Globalisierung zu 
sein, welche die Interessen der Armen verletze. In den Augen des schweizeri-
schen Exekutivdirektors folgt die Bank jedoch einer ausgewogenen Balance zwi-
schen Wachstum und Armutsbekämpfung 4 6 . 
Die Bank selber rückt ihre Anstrengungen in den Vordergrund, auf resultatorien-
tierte Strategien zu bauen, die in den Ländern selber erarbeitet werden. Das 
umfasse mehr als nur die Strategien zur Armutsreduktion. Sie verweist auf den 
intensivierten Kampf gegen HIV/AIDS, auf die neu geklärte Rolle der Weltbank 
gegenüber den Ländern mit mittlerem Einkommen sowie auf die Anstrengungen, 
das Umfeld für Investitionen und Armutsbekämpfung zu verbessern. Damit will 
die Bank ihren Fokus auf Armutsbekämpfung verstärken, sich auf eine breitere 
Entwicklungsagenda einrichten und stärker kundenorientiert wirken. Auch die 
Unterstützung von Ländern mit mittlerem Einkommen will die Bank fortsetzen. 
Soweit diese allerdings selber auf den Kapitalmärkten finanzielle Mittel beschaf-
fen können, wird sich die Bank stärker auf Beratung und institutionellen Wandel 
konzentrieren. 
Grundsätzlich unterstützt die Schweiz die strategische Neuausrichtung der Welt-
bank, kritisiert jedoch die undifferenzierte Ausweitung von Programm und Bud-
get, mangelnde Fortschritte in der Dezentralisierung und verschlechtertes Klima 
beim Personal 4 7 . 
Der Weltentwicklungsbericht 2001 beschäftigt sich mit schwachen Institutionen 
(z.B. komplizierte Gesetze, korrupte Gerichte, ineffiziente Kreditvergabe, Büro-
kratie usw.) und postuliert den Aufbau eines institutionellen Rahmens, der 
Wachstum fördert und Armut reduziert 4 8 . 
Die seit anfangs 2001 laufenden Verhandlungen zur 13. Wiederauffüllung der 
IDA konnten nicht plangemäss bis Ende 2001 abgeschlossen werden 4 9 . 
Die Schweiz beteiligt sich mit 12,4 Millionen Dollar an der Kapitalerhöhung der 
Multilateralen Investitionsgarantieagentur (MIGA) und wird über einen Kapi-
talanteil von 1,4 Prozent verfügen 5 0 . Bereits im Juli 2001 bestimmte der Bun-
desrat den neuen Exekutivdirektor bei der Weltbank. Pietro Veglio löst Matthias 
Meyer im April 2002 ab 5 1 . 
46. WB, Executive Director, Annual Report to the Governors 2001, aaO. 
47. WB, Executive Director, Annual Report to the Governors 2001, aaO. 
48. WB, World Development Report 2002: Building Institutions for Markets, Washington, 2001 
<http://econ.worldbank.org/wed/>. 
49. Vgl. die entsprechende Website der Bank: <www.worldbank.org/ida>. 
50. seco, Kapitalerhöhung der MIGA, Pressemitteilung vom 12.9.01 <www.seco-admin.ch/seco/pm.nsf>. 
















1.4.3 JAHRESTAGUNG VON IWF UND WELTBANK 
Das Frühjahrstreffen von IWF und Weltbank Ende April 2001 in Washington 
stand bereits stark im Zeichen des weltweiten Konjunkturrückganges. Im Inter-
nationalen Währungs- und Finanzausschuss stand zudem das Thema der Kondi-
tionalität im Vordergrund. Weitere Themen waren die Geldwäscherei und die 
Missbräuche im Finanzwesen. Der Entwicklungsausschuss bestätigte die neue 
Strategie der Weltbank für Länder mit mittlerem Einkommen. Die beiden Aus-
schüsse tagten erneut auch gemeinsam und behandelten insbesondere Entschul-
dungs- und Armutsfragen. Wie bereits üblich, publizierten IWF und Weltbank 
schon vor dem Meeting die entsprechenden Grundlagendokumente auf ihren 
Websites 5 2 . Schweizerischerseits nahmen sowohl Finanzminister Villiger wie 
Wirtschaftsminister Couchepin am Frühjahrstreffen teil. 
Angesichts der Anschläge vom 11. September 2001 in den USA wurde die 
Herbsttagung von Washington kurzfristig verschoben, nachdem sie angesichts 
der geplanten Grossdemonstration der IWF- und Weltbank-kritischen Organisa-
tionen schon vorher auf zwei Tage eingeschränkt worden war. Schliesslich trafen 
sich bloss die Gouverneure der 24 im Exekutivrat vertretenen Länder Mitte 
November 2001 in Ottawa zu den Meetings der beiden Ausschüsse. Der für den 
gleichen Zeitpunkt vorgesehene Besuch von Weltbankpräsident James Wolfen-
sohn in der Schweiz fiel aus. 
Erneut stand das Treffen ganz im Zeichen der weltwirtschaftlichen Flaute und 
der Situation nach dem 11. September 2001. Der Währungs- und Finanzaus-
schuss beriet einen Massnahmenplan, wie vermieden werden könne, dass das 
internationale Finanzsystem zur Finanzierung des Terrorismus missbraucht 
werde. Der Entwicklungsausschuss beschäftigte sich u.a. mit der im Frühjahr 
stattfindenden Internationalen Konferenz «Finanzierung von Entwicklung» in 
Mexiko. Entschuldung und Armutsbekämpfung behandelten beide Ausschüsse 
wiederum in einer gemeinsamen Sitzung. Die entsprechenden Dokumente wur-
den wiederum vor den Treffen auf den Websites von Bank und Fonds publi-
ziert 5 3 . Bundesrat Couchepin und Nationalbankpräsident Roth leiteten die 
Schweizer Delegation 5 4 . 
52. Vgl. dazu <www.imf.org/extemal/spring/2001/imfc/ und <http://wbln0018.worldbank.org/DCS/ 
devcom.. .>. 
53. Vgl. dazu <www.imf/org/external/am/2001> und <http://Inwebl8.worldbank.org/DCS/devdom.nsf...>. 
54. EFD/seco, Versammlung der Bretton-Woods-Institutionen in Ottawa, Medienmitteilung vom 7.11.2001 
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